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Rülke: Die Energiewende steht vor dem Scheitern

In seiner Erwiderung auf eine Regierungsinformation zum Thema Energiewende hat der FDP-
Fraktionsvorsitzende Dr. Hans-Ulrich Rülke der grün-roten Landesregierung völliges Versagen bei der
Energiewende vorgeworfen. Aus Rülkes Sicht stehe die Energiewende unmittelbar vor dem Scheitern.
Jährlich subventioniere man in Deutschland Strom im Wert von fünf Milliarden Euro mit 24 Milliarden
Euro. Zig Milliarden an vernichtetem Kapital seien bei den Energiekonzernen zu beklagen. Strom werde
gegen Gebühr exportiert und nochmals gegen Gebühr wieder importiert, während gleichzeitig der
Strompreis an der Börse sinke. Die Produktion erneuerbaren Stroms explodiere, während weder die
notwendigen Netze noch die notwendigen Speicherkapazitäten vorhanden seien.

„Im Vergleich zur deutschen Energiewende war die sowjetische Kolchosewirtschaft ein Musterbeispiel an
effizienter Marktwirtschaft“, so Rülke wörtlich.

Es gebe 18 Energiewenden: Eine europäische, eine des Bundes sowie 16 der Länder. Das gehe nicht
zusammen. Gleichzeitig schließe sich das Zeitfenster bis 2022. Es sei absehbar, wann die Diskussion um
die Laufzeit der Kernkraftwerke wieder beginne. Deshalb sei es 5 vor 12. Einschneidende Maßnahmen
täten not. Sicher aber nicht das, was der Ministerpräsident am heutigen Tage vorgestellt habe. Was
Ministerpräsident Kretschmann in der letzten Woche ausverhandelt habe, sei die Bekämpfung eines
Großbrandes mit der Spritzpistole, sagte Rülke.

Zunächst beklage der Ministerpräsident die ausgehandelten Sonderregelungen für Industriebetriebe. Es
interessiere ihn, so Rülke, ob Kretschmann da für die gesamte Landesregierung spreche, oder ob der
sozialdemokratische Teil seinem Vorsitzenden Gabriel folge.

Dann behaupte der Ministerpräsident, die EEG-Umlage sei bis 2017 stabilisiert worden. Das bestreite
sogar der Beirat des Bundeswirtschaftsministeriums, der von einem Anstieg der Umlage auf 7,7 Cent pro
Kilowattstunde ausgehe. Dann werde behauptet, es herrsche nun Klarheit über die Rahmenbedingungen
des Ausbaus der erneuerbaren Energien. Dabei seien weitere Maßnahmen absehbar.

Kretschmann behaupte weiter, ein künstliches Einbremsen der Energiewende sei nicht sinnvoll. „Seit
wann ist es künstlich, von einer Subventionierung abzusehen?“, so Rülke. Mit Kretschmanns Politik
hätten die Menschen in Baden-Württemberg entweder zu viel oder zu wenig Strom. Man habe den
zweiten Schritt vor dem ersten gemacht. Erst müsse man über Leitungen, Speicherung und
Energieeffizienz nachdenken, dann könne man den Ausbau fortsetzen. Kretschmann erwähne die
Stichworte Strommarktdesign, Netzausbau und Energieeffizienz, werde aber an keiner Stelle konkret. Die
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bisherigen Subventionen seien in den Leitungsausbau und in die Erforschung der Speichertechnologien
umzuleiten. Man brauche eine Bundeskompetenz beim Netzausbau um Leuten wie Seehofer das
Handwerk legen zu können. Außerdem müsse man endlich erkennen, dass eine eingesparte
Kilowattstunde so gut sei wie eine produzierte. Kein Wort verliere Kretschmann über die fehlende
europäische Integration der deutschen Energiewende. Der  europäische Emissionsrechtehandel biete
zwar eine gute und marktwirtschaftliche Grundlage, könne aber seine Wirkung nicht entfalten, wenn jede
europäische Region unkoordiniert ihre eigene Energiewende betreibe.

Alles was Kretschmann einfalle sei das Bekenntnis, der Ausbau der Windkraft in Baden-Württemberg
könne endlich beginnen. Das sei aber gerade der falsche Weg. Die vom Bundestag eingesetzte
Expertenkommission Forschung und Innovation fordere die Abschaffung des EEG beziehungsweise ein
sofortiges Moratorium. Weitere subventionierte Windräder machten in unserem Lande keinen Sinn.
Offshore in Nord- und Ostsee gebe es 4260 Jahresvolllaststunden. Onshore in Schleswig-Holstein 2025.
Im Saarland noch 1605 und in Baden-Württemberg drehten sich Windräder kümmerliche 1252 Stunden
im Jahr. „Windkraft in Baden-Württemberg ist so sinnvoll wie Weinbau in Grönland“, so Rülke wörtlich.
Zumal die grünen Vorstellungen von Naturschutz den eigenen Ausbauzielen diametral entgegenstünden.
Gelbbauchunke, Roter Milan und Hufeisennase verhinderten noch die letzten Windräder: „Herr
Kretschmann, sie wollten 1000 Windräder in acht Jahren bauen. Aber jetzt bauen Sie eher acht
Windräder in 1000 Jahren!“

Die 34 Anlagen in drei Jahren seit dem Regierungswechsel 2011 seien geschenkt. Besser sei es, die
Leitungen in den Norden auszubauen, wo der Wind auch wehe. Baden-Württemberg sei nicht
sonnenreich und nicht windhöffig. Es sei aber technologisch hoch entwickelt. Deshalb müsse der Beitrag
des Landes zur Energiewende im Bereich der technischen Innovation, der energetischen
Gebäudesanierung und der Energieeffizienz liegen.

Das Fazit der FDP-Fraktion sei:

Stopp des  EEG, Netzausbau und Erforschung von Speicherkapazitäten.
Die Schaffung möglichst klimaneutraler konventioneller back-up-Kapazitäten wie Gaskraftwerke.
Erst wenn als dies geschafft sei, dann könne man wieder über den Zubau volatiler      erneuerbarer
Energien nachdenken.

 


